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Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin,

ich bedanke mich für Ihr Schreiben an Herrn Bundesminister Olaf Scholz vom 24. April

2008. Herr Minister Scholz hat mich gebeten, Ihnen zu antworten.

Der von Ihnen übersandte Stadtverordnetenbeschluss vom 2. April 2008 spricht sich dafür

aus, nach einer breiten fachpolitischen Debatte eine tragfähige Lösung zur Umsetzung

des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 20. Dezember 2007 zu finden.

Wie Sie wahrscheinlich wissen, hat die Sonderkonferenz der 85. Arbeits- und Sozialminis-

terkonferenz (ASMK) am 9. Mai 2008 in Berlin den Bund zur Einrichtung einer Bund-

Länder-Arbeitsgruppe zur Behandlung der Fragen der Umsetzung des Urteils des Bun-

desverfassungsgerichts aufgefordert. Am 23. Mai 2008 hat die erste Sitzung dieser Bund-

Länder-Arbeitsgruppe, an der auch Vertreter der kommunalen Spitzenverbände teilge-

nommen haben, unter meinem Vorsitz stattgefunden.

Der Prüfauftrag der ASMK erfasst die Prüfung verschiedener Modelle des Kooperativen

Jobcenters, der verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Absicherung der Arbeits-

gemeinschaften sowie der Zusammenarbeit zwischen Agentur für Arbeit und Kommune

durch Übertragung der auch passiven Leistungen des SGBII auf die Kommunen, für die

bisher die Agentur zuständig ist.

Es ist Ziel, zügig rechtssichere Grundlagen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit von

Bund und Kommunen zum Wohle der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu schaffen.



Seite 2von 2 Die Arbeitsgruppe bietet den Beteiligten die Gelegenheit, auch die von Ihrer Stadtverord-

netenversammlung angesprochenen Fragen zu behandeln.

Mit freundlichen Grüßen


